
Staats- und Universitätsbibliothek Bremen

DFG Projekt Die Grenzboten

Die Grenzboten

Berlin u.a., 1841 - 1922

Der Wahlkampf in Österreich

urn:nbn:de:gbv:46:1-908



Der Wahlkampf in Österreich

ls Ministerpräsident Körber vor der tschechischen Obstruktion die
Segel strich nnd den Reichsrat auflöste, wnßte niemand, warum er
die nach dein Zersall der slawifch-feudal-klerikalcn Rechten mit großer
Mühe zustande gebrachte Arbeitsmajorität kampflos preisgegeben habe,
nnd worauf er die Hoffnnug stütze, durch Neuwahlen ein arbeits¬
fähigeres Parlament zu erreichen, Hat er damals, wie man an¬

nehmen mußte, einen geheimen Plan gehabt, so kann sich bis jetzt noch niemand
seiner Enthüllung erfreuen oder rühmen. Sollte er aber den Tschechen nur für das
Versprechen, nach der Neuwahl die Obstruktion auszugeben, den holien Preis der
Auflösung gezahlt haben, der die Tschechen zu Siegern zu machen scheint, so hat
er alle Ursache, seine Vertrauensseligkeit, um nicht zu sagen Leichtgläubigkeit, bitter
zn bereuen. Denn trotz der schweren Bedenken, die in den denkenden Kreisen des
tschechischen Volks über die Zweckmäßigkeit der jnngtschechischcnTaktik im Reichs¬
rate aufgestiegen uud schon sehr laut geäußert worden sind, scheint die politische
Leidenschaft noch immer bei der Forderuug zu beharren, die stnntsrechtlichen und
nationalen Ansprüche dnrch Fortsetzung der Obstruktion zn erzwingen. Das deut¬
lichste Anzeichen hierfür ist der Entschluß des bisherige» Obmanns des Jnng-
tschechenklnbsDr, Engel, lein Mandat mehr anzunehmen. Er hatte sich auch früher
nnr der vbstruktionslnstigen Mehrheit seiner Klnbgenossen gefügt, sieht aber nun,
daß er auch bei der ueuen Tagung mit seiner gemäßigter« Anschcinnngnicht dnrch-
driugeu wird. Die Möglichkeit, im Sinue einer solchen zn handeln, haben sich
allerdings snst alle Kandidaten vvrsichtigerweise offen gelassen, und von hervor¬
ragenden Persönlichkeiten nntcr ihnen ist es sehr entschieden hervorgehoben worden,
daß es die größte Unklngheit wäre, den künftigen Abgeordneten von vornherein eine
bestimmte parlamentarische Taktik vorschreiben zu wollen. Das bietet aber weder
dem Ministerium noch den Freunden der bestehenden Verfassung die Gewähr einer
ungestörten Thätigkeit der Volksvertretung,

Ministerpräsident Körber hatte die Hoffnung gehegt, wenigstens den Jndustriellen-
tag, als die Vertretung eines Standes, der zuerst von dem Daniederliegen der
wirtschaftlichen Verhältnisse betroffen wird, zn einer feierlichen Verurteilung der
Obstruktion zu bestimmen. Aber auch in dieser zwar national gemischten, aber doch
vorwiegend deutschen Gesellschaft von Männern des Erwerbslebens war das Gefühl
der Gemeinbürgschaft stark genug, die Berechtigung der letzten Waffe zur Abwehr
von Vergewaltigungen nicht von sich zu Weisem Seitdem hat das Kabinett sorg¬
fältig vermieden, in dem nun schon lebhaft entbrannten Wahlkampf irgendwie Farbe
zu bekennen.

Auch die Erkenntnis, daß ein in der bisherigen Weise zusammengesetzter Reichs¬
tag ebenso wenig eine fruchtbringende Thätigkeit erwarten lasse, wie sein Vorgänger,
hat die Parteien nicht dazu vermocht, von ihren alten Schlagworten abzulasseu.
Allerdings hat sich aber in manchen Wählerkreisen ein Umschwung der Meinungen
vollzogen, der zu fühlbaren Verschiebungen im Besitzstande der Parlamentsgruppen
führen muß.
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Vor allem hat ein Teil der klerikalen Wählerschaft endlich doch sein deutsches
Herz entdeckt und gegen das vvlkspreisgeberische Zusmnmcngehn der katholischen
Volkspartei mit den Tschechen, Polen, Slowenen nnd Nuthenen Protest erhoben.
Das hat zunächst der feinste Kopf der Partei, Baron Dipanli, zu spüren bekommen,
von dem ein großer Teil der südtirolischen deutschen Wähler nichts mehr wissen
will. Nur dem energischstenEintreten der Bischöfe wird es der gewesene Handcls-
minister des Miuisterinms Thun zu verdanken haben, wenn er über seinen unter
christlich-sozialerFlagge segelnden, also immerhin wenigstens äußerlich der deutschen
Gemeinbürgschaft angehörenden Mitbewerber doch noch den Sieg davontragen sollte.
Ähnlich steht die Sache im nordtirolischen Städtebezirk. In Salzburg ist das
Mandat des klerikalen Führers Fuchs und noch des einen oder des andern seiner
Parteigenossen stark bedroht. Die katholische Vvlkspartei ist uun ernstlich davor
gewarnt, noch einmal eine so deutschfeindlichePolitik zu verfolgen wie bisher. Nur
in den oberösterreichischcn Lnndbczirken steht sie fest.

Das Umsichgreifen der deutschen Bewegung wird auch den Svzialdemokraten
einige Mandate kosten. Die Wahlmännerwahlen in Böhmeu für die ländliche und
für die fünfte allgemeine Knrie haben den radikalen Deutschvölkischenin Nordwest¬
böhmen eine starke Majorität gebracht. Diesesmal haben auch die Deutschfortschritt¬
lichen, die vor vier Jahren noch vielfach für die Sozialdemokraten gestimmt
hatten, zu Gunsten der Nationalen den Ausschlag gegeben, obwohl sie selbst von
radikaler Seite in den nicht von Tschechen bedrohten Bezirken mit bedauerlicher
Schonungslosigkeit bekämpft werden nnd allem Anschein nach eine Anzahl von
Mandaten verlieren werden. Einen oder den andern Bezirk kann die Fortschritts¬
partei allerdings auch erobern, nachdem sie die Wahrheit des Satzes hat einsehen
lernen, daß der Angriff die beste Verteidigung ist. Da aber an den meisten Orten
bei den Wahlmännerwahlen alle Parteien, also in Böhmen auch die Tschechen, die
Sozialdemokraten, die Deutschvolklichen und die Christlich-Sozialen Zählknndidaten
aufstellen, so werden zur endgiltigcn Entscheidung sehr viele Stichwahlen notwendig
werden.

In Mähren dürfen sich die Deutschen den Luxus der Stimmenzersplitterung
nicht erlauben. Durch das Znsammeugchu aller Schattierungen hoffen sie den einen
nnd den andern der ihnen bei der letzten Wahl von den Tschechen entrissenen
Wahlbezirke, insbesondre den Olmütz-Proßnitzer zurück zu erobern. Mit welcher
Leidenschaft der nationale Kampf geführt wird, ergiebt sich ans der Thatsache, daß
die Deutsche» in Proßnitz 1500 Reklamationen gegen die von der tschechischen Ge¬
meindeverwaltung auf das parteiischste angefertigten Wahllisten zu erheben gezwnngen
waren.

Das höchste an unverfruruer Parteilichkeit haben übrigens bei der Anlegung
der Wählerlisten die Wiener Christlich-Sozialen geleistet, wie sich wenig Tage vor
dem Ablauf der Reklamationsfrist, bei der absichtlich verzögerten amtlichen Ver¬
sendung der Listcil zeigte. Tausende von jüdischen und svzialdcmokratischenWahl¬
berechtigten sind unter den nichtigsten Vorwänden ausgelassen worden. Die wieder¬
holt und beizeiten nn den Statthalter und an den Ministerpräsidenten gerichteten
Notschreie der Fortschrittlichen und der Sozialdemvkraten sind wirkungslos verhallt.
Dr. Lueger hat zwar versucht, im Gemeinderate der Beschuldigung entgegenzu¬
treten, daß die Konskription der Wähler durch Beamte der Gemeinde und ihnen
beigegebne „Hilfskräfte," die sich als waschechte christlich-soziale Agitatoren ent¬
puppten, nicht in korrekter Weise erfolgt sei, aber seiner Behauptung steht ein er¬
drückendes Beweismaterial gegenüber. Inwieweit die Berichtigung und die Er¬
gänzung der Wahllisten die Aussichten der Parteien mit ihrem wirklichen Stärke¬
verhältnis in Einklang bringen wird, läßt sich nicht voraussehen. Nicht unerwähnt
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darf bleiben, daß freilich mich die deutschfvrtschrittlichcn, deutschnatioualeu und deutsch-
radikalen Gemeindevorstände und Arbeitgeber von den Sozinldemolrnten angeklagt
werden, unzulässige Zwnugsmnßregeln und Kniffe zur Vermehrung der Wahlstimmen
der bürgerlichen Parteien angewandt zu haben. An mehreren Orten in Böhmen
und auch in Kältern, dein Wohnorte des südtirolischen Glaubensstreiters Baron
Dipanli, hat eine Ungiltigkcitserklärnng und uene Anordnung der Wahlmäuner-
wahleu >vegen Wahlmißbräuchen der Behörden geschehn müssen.

In Wien wird der Kampf ausschließlich zwischen den verbündeten Fortschritts¬
parteien, die Sozialdemvkrnten eingeschlossen, nnd dem mit dem Antisemitismus Ver¬
bündeten Klerikalismus geführt. Nicht einmal die Wiener Tschechen stellen Zähl-
knndidateu auf. Ähnlich gestaltet sich übrigens die Parteigruppieruug auch in den
uicdcrösterreichischeu Städten uud Landgemeinden, in denen der Name !)>'. Luegcrs
schon sehr viel von seinem frühern Zauber verloren hat.

Das Verhalten der Großgruudbcsitzkurie ist iu deu verschiednen Provinzen
verschieden. In Nicderösterreich wird das Wnhlkompromiß zwischen Verfassungs¬
treuen und Konservativen nicht erneuert, wohl aber in Mähren uud voraussichtlich
auch in Böhmen. In Tirol ist das bisherige Bündnis der liberalen Deutschen
mit deu liberale» Italienern gelöst worden, und eine Vereinbarung zwischen den
liberalen uud klerikale» Deutschen getroffen worden.

Sehr interessant gestalten sich die Wahlverhältnisse in Galizien, wo die pol¬
nische Schlachta den Boden unter ihren Füßen wanken fühlt. Die polnische Volks¬
partei nnd die bäuerlichen Agrarier bekämpfen nnf das schärfste die adlichc Miß¬
wirtschaft und wollen nichts mehr von der Disziplin des Pvlenklnbs wissen. Die
maßgebenden Führer verkünden freilich, daß nur auf der Einheit der „polnischen
Delegation" uud auf ihrem vollen Einverständnis mit der Landtagsmehrheit ihr
Einfluß iu Wieu beruhe. Um diesen zu stärken, haben sie sich eine Zuschrift des
Landsmannministers Pientak an eine Wahlversammlung uach Lemberg verschrieben,
woriu dnn» merkwürdigerweise dieses Mitglied des Kabinetts Körber die ganze un¬
glückselige Politik des Klnbs von Badeni bis Clary in das glänzendste Licht zu
stellen bemüht war uud im klaren Widerspruch zu dem vom Miuisterpräsidcutcu ver¬
kündeten Programm, alle arbeitswilligen Parteien als seine Partei betrachten zn
wollen, die Wiederherstellung der autvnvmistischen Rechten im Gegensatz zum ver¬
fassungstreue» deutschen Zentralismus empfahl. Über das Vorgehn der galizischen
Behörden gegen die oppositionellen Parteien laufen auch schau die alten Klagen ein,
obwohl Statthalter Pininski strengste Unparteilichkeit zugesagt hatte. Die Sprengung
der Polnischen Volkspartei in einen unabhängigen und einen sich dem Polenklub
anschließenden Flügel ist auch schon glücklich gelungen. Ähnlich sind auch die
Nutheueu gespalten. Die stärkste Verfolgung richtet sich gegen die Sozialdemokraten,
die unter allen möglichen Vorwändcn gerade während der Wahlzeit ins Gefängnis
gesteckt werden. Das Einschreiten des Justizmiuistcrs gegeu die willkürliche Ände¬
rung einer über den frühern Abgeordneten Daszynsti verhängten Geldstrafe in Ge¬
fängnis ist von konservativen polnischen Blättern sofort als konstitutionelles Vergehn,

Einschränkung der richterlichen Unabhängigkeit angegriffen worden. Die in
Gnüzien in der fünften Kurie und in den Landgemeinden sowie in den Städten voll-
zvgnen Wahlen haben denn auch ein der Regierung sehr willkommnes Ergebnis
gehabt. Die sehr lebhaften Befürchtungen der herrschenden Adelsklasse, daß der
Poleuklub starke Verluste erleiden werde, haben sich nicht verwirklicht. Trotz der
Versprechungen, die Ministerpräsident Körber den ans Galizien an ihn entsandten
Deputationen wegen der Nichtzulassung der landesüblichen Gewaltthätigkeit der
Behörden gemacht hat, sind die polnischen Beamten an gewissen Orteu iu geradezu
haarsträubender Weise gegen oppositionelle Wähler und Kandidaten vorgegangen.
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Und so sind die vvn den eidlichen Machthabern am meisien gefürchteten Bewerber
von der polnischen Volkspnrtei, insbesondre ihre Fuhrer, in mehreren Bezirken unter¬
legen, und auch der Führer der Stojalowskigruppe ist vorläufig ohne Mandat ge¬
blieben. Ob aber die Stärkung des Polenklubs wirklich die gehoffte Folge habe»
wird, daß er eiueu festen Dnmin gegen drohende Obstruktionsversuche der Tschechen
bilden werde, erscheint bei der bekannten Uuzuverliissigkeit der polnischen Politiler
doch recht zweifelhaft.

Ein bemerkenswertes Ergebnis der Wahlbcwegung iu der Bukowina ist der
Entschluß der Rumänen, sich nicht der slawisch-klerikalenRechten, sondern der deutschen
Gemeinbürgschaft anzuschließen. In diesem Kroulnude haben die schon vollzogneu
Wahlen eine kleine Parteiverschiebnng zwischen Jungrutheuen und Altruthenen,
Jnngrumänen uud Altrumänen zur Folge gehabt.

Eine in Politischer Beziehung nicht unwichtige Änderung der Parieiverhältnisse
drohte sich auch in Krcnn zu vollziehen, wo mir die wenigen Mandate des Groß¬
grundbesitzes in deutschen verfassuugstreueu Händen sind, während sich die slowe¬
nischen Wählerschaften der Städte und der Landgemeinden als Klerikale und
Liberale grimmig bekämpfen. Es gelang den Klerikalen, ihren Besitzstand zu be¬
haupten. Auch in Dalmatien hat sich keine Änderung der dortigen Mandatsver-
teilung ergeben.

Welche Absichten dem Kabinett Körber bei der Anberaumung der Wahltermine
vorgeschwebt haben, ist nicht deutlich erkennbar. Daß die Einbernfung aller Land-
tage beschlossen worden ist, die für das laufende Jahr noch keinen genehmigten
Voranschlag haben und für die Einhebnng der Landessteuern des nächsten Jahres
ganz oder teilweise Vorsorge treffen müsse», dürfte die mit dem Wahlkampfe ver¬
knüpfte Anfregnng in manchen Kronländern noch steigern. Das gilt insbesondre
für Böhmen und nnerwarteterweise plötzlich auch für Tirol, da die Italiener nach
langem Fernbleiben wieder im Jnnsbrucker Landtag zn erscheinen beschlossen haben,
um dort Obstruktion zu machen, bis ans ihre von vr. Körber vielleicht sehr zur
Unzeit und zn schroff zurückgewiesenen Forderungen wegen der Sondcrstellnng
Südtirols eingegangen wird. Dnrch das Entgegenkommen von deutscher, sowohl
liberaler wie klerikaler, Seite in Bezug ans grundsätzlicheAnerkennung ihrer Selbft-
verwaltungsbestrebnugen haben sie sich jedoch sehr bald zum Einlenken bestimmen
lassen, und anch der Statthalter wirkte in demselben Sinne besänftigend auf die
heißblütigen, aber klugen Italiener ein.

Der tschechische Ingrimm, der sich in staatsrechtlichen Deklamationen über die
eidliche Erklärung des Thronfolgers bei seiner morganatischen Vermählung Luft
machen wollte, ist durch den unerwarteten Beschluß des dalmatinischen Landtags,
eine zur Aufbesserung der Finanzen der einzelnen Königreiche nnd Länder bestimmte
Stenervorlage zu genehmigen, zum Teil ans die slawischen Blutsverwandten ab¬
gelenkt worden. Die mit den Erfolgen der jnngtschechischenPolitik uuzufriednen
Radikalen, Agrarier und nationalen Arbeiter sind in einem Aufruf der Partei¬
leitung beschworen worden, die bevorstehende Wahl nicht als Parteisache, sondern
als Sache der ganzen Nation zu betrachten, um sich so der unerträglichen deutschen
Vorherrschaft zu erwehren, und auf den Ruinen der Verfassung das böhmische
Stantsrccht zum Siege zu führen.

Die vom Standpunkte der Deutschen wichtigsten Wahltermine in Böhmen und
in den übrigen deutschen Erbländern fallen erst in die nächsten Wochen.


	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38

